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Ende 19 79 beauftragte der Bundesminister für Arbeit und Sozialord­
nung das I n s t i t u t für Sozialwissenschaftliche Forschung e.V. Mün­
chen im Rahmen des Projektverbundes "Begleitforschung zum arbeits­
marktpolitischen Programm der Bundesregierung für Regionen mit be­
sonderen Beschäftigungsproblemen" mit der wissenschaftlichen Un­
tersuchung des Schwerpunkts 1 "Berufliche Qualifizierung". Zur 
Halbzeit der auf insgesamt drei Jahre angelegten Untersuchung wur­
de ein Zwischenbericht e r s t e l l t . In den h i e r vorgelegten Endbe­
r i c h t wurden wesentliche T e i l e des Zwischenberichts i n überarbei­
t e t e r Form einbezogen. 

Grundlage für die Durchführung der empirischen Arbeiten waren 
theoretische und analytische Konzeptionen, die im Rahmen des T e i l ­
projekts C 4 "Arbeitsmarktstruktur und Arbeitsmarktbedingungen -
Ansätze zu einer erweiterten Arbeitsmarkttheorie" (Sonderfor­
schungsbereich 101 der Deutschen Forschungsgemeinschaft an der 
Universität München "Theoretische Grundlagen sozialwissenschaft­
l i c h e r Berufs- und Arbeitskräfteforschung") erarbeitet wurden. 
Auf der Basis der Erfahrungen und Ergebnisse der vorgelegten 
Studie konnten dann umgekehrt wichtige Erweiterungen, Differen­
zierungen und Präzisierungen unseres konzeptuellen Instrumenta­
riums vorgenommen werden. 

Die Bearbeitung des Projekts am I n s t i t u t erfolgte durch eine For­
schergruppe. Die Vorarbeiten zu diesem Bericht sowie die gesamte 
Feld- und Auswertungsarbeit wurden außer von den Verfassern durch 
Christoph Nuber und - z e i t w e i l i g - Inge Asendorf durchgeführt. 
Prof. Dr. Burkart Lutz war als Mitglied der I n s t i t u t s l e i t u n g an 
der Untersuchung b e t e i l i g t . 

1) Dem Projektverbund gehören neben dem ISF Infratest Sozialfor­
schung GmbH München, das Internationale I n s t i t u t für Manage­
ment und Verwaltung des Wissenschaftszentrums B e r l i n , das In­
s t i t u t für Sozialforschung und G e s e l l s c h a f t s p o l i t i k in Köln 
und das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche I n s t i t u t des 
DGB in Düsseldorf an. 



Den zahlreichen Gesprächspartnern i n den in die Untersuchung ein­
bezogenen Betrieben und den von uns besuchten Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit g i l t an dieser S t e l l e unser besonderer 
Dank. Ohne ihre Kooperationsbereitschaft und Unterstützung hätte 
das der vorgelegten Studie zugrundeliegende Material nicht erho­
ben werden können. 

Zu danken i s t auch Frau Lore Schultz-Wild, die mit den redaktio­
nellen Abschlußarbeiten an diesem Bericht betraut war und den 
Kolleginnen, i n deren Händen die technische Erstellung des Manu­
skripts lag. 

München, im Januar 19 83 INSTITUT FÜR SOZIALWISSEN­
SCHAFTLICHE FORSCHUNG E.V. 



T e i l A: Das arbeitsmarktpolitische Programm der 
Bundesregierung für Problemregionen -
Der Schwerpunkt 1 





Einleitung 

Der vorliegende Untersuchungsbericht g l i e d e r t sich i n zwei Hauptteile 

o T e i l A setzt sich mit den Hintergründen sowie den engeren und 
weiteren Zielen des arbeitsmarktpolitischen Programms 
auseinander; 

0 T e i l B, der empirische Untersuchungsabschnitt, analysiert Pra­
xis und Wirkungen des Förderschwerpunkts 1 und gibt eine E i n ­
schätzung unter einer V i e l z a h l von Gesichtspunkten. 

In T e i l A versuchen wir eine Klärung und Interpretation von ar­
beitsmarktpolitischen Zielvorstellungen und Ausgangsprämissen, die 
im Sonderprogramm enthalten sind. Wir meinen damit nicht nur j e ­
ne engeren, i n den Programmrichtlinien ausdrücklich formulierten 
Intentionen, sondern auch darüber hinausgehende, weiterreichende 
Zielsetzungen und Aufgaben, die mit einem solchen Programm, wenn 
man es als T e i l öffentlicher Arbeitsmarktpolitik versteht, eben­
f a l l s angesprochen sind. 

Kapitel I gibt Überblickinformationen zu den Zielperspektiven 
des Gesamtprogramms und über die Inanspruchnahme des Schwerpunkts 
1 "Berufliche Q u a l i f i z i e r u n g " . Die Basis bilden Daten aus den Er­
hebungen der Bundesanstalt für Arbeit (19 81) und von Infratest 
Sozialforschung (1980). 

* n Kapitel II finden s i c h genauere Angaben über Anlage und Ablauf 
der Untersuchung (Betriebsauswahl, Vorgehen bei der Empirie usw.) 
und Informationen zu den i n die Untersuchung einbezogenen Betrie­
ben, den dort durchgeführten Maßnahmen und den einbezogenen Ar­
beitskräften . 

Kapitel III begründet zunächst aus einer Analyse r e g i o n a l p o l i t i ­
scher Probleme und Aufgabenstellungen die Notwendigkeit einer re­
gional selektiven Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k ; anschließend werden Prä­
missen und Intentionen des Schwerpunkts 1, nämlich Vorbeugung ge-



gen weitere Arbeitsmarktungleichgewichte bzw. Problemgruppenbildung, untersucht; schließlich wird im Hinblick auf das Z i e l 
einer l a n g f r i s t i g e n Beeinflussung der Arbeitsmarktstruktur die 
These entwickelt, daß Qualifizierung im Betrieb - soweit sie die 
Möglichkeiten innerbetrieblichen beruflichen Aufstiegs und zwi­
schenbetrieblichen Arbeitsplatzwechsels verbessert - sowohl zur 
Erhöhung der Anpassungsfähigkeit betriebsinternex» Arbeitsmärk­
te wie der Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts insgesamt b e i t r a ­
gen kann. 



I. Die Hintergründe 

1. Zielperspektive des Gesamtprogramms 

Das arbeitsmarktpolitische Programm der Bundesregierung wurde 
im Mai 197 9 aufgelegt, die Durchführungsrichtlinien traten am 
12. J u l i i n Kraft und die einjährige Antragsfrist begann am 
1. August des Jahre s . In das Programm einbezogen wurden die 
23 Arbeitsamtsbezirke, i n denen die Arbeitslosenquote im Durch­
schnitt des Jahres 197 8 über 6 % lag. Im einzelnen waren das: 

- i n Nordrhein-Westfalen die Arbeitsamtsbezirke Bochum, Dort­
mund, Duisburg, Gelsenkirchen, Essen, Hamm, Oberhausen, Reck­
linghausen (also das gesamte Ruhrgebiet) und Aachen; 

- i n Niedersachen die Arbeitsämter Braunschweig, Uelzen, Emden, 
Leer und Wilhelmshaven; 

- das gesamte Saarland mit den Arbeitsämtern Neunkirchen, Saar­
brücken und Saarlouis 

- und i n Bayern die Arbeitsämter Schwandorf, Deggendorf, Passau, 
Weiden, Regensburg sowie Schweinfurt. 

Erklärter Anlaß für die Planung und Durchführung des Sonderpro­
gramms war es, daß, trot z damals insgesamt verbesserter konjunk­
t u r e l l e r Situation und steigendem Beschäftigungsstand, die 
A r b e i t s l o s i g k e i t i n den benannten Regionen im Gegensatz zur 
Gesamtentwicklung t e i l s stagnierte, t e i l s sogar noch anwuchs. 

Das Programm setzte s i c h deshalb folgende Hauptzielrichtungen: 

- regionale Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt abzubauen; 



- betriebliche Anpassungsprozesse durch Qualifizierung von 
Arbeitskräften zu fördern; 

- dabei die Beteiligung der Betriebsräte zu stärken; 

- die Position von benachteiligten Gruppen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern 

- und zum Ausbau von Einrichtungen der sozialen Dienste und der 
sozialen Infrastruktur beizutragen. 

Im Rahmen des Programms wurden dr e i Schwerpunkte gebildet, i n 
denen folgende Maßnahmen gefördert werden s o l l t e n : 

(1) Berufliche Qualifizierung von Arbeitnehmern i n Betrieben 
mit Anpassungs- und Umstellungsprozessen, 

(2) Wiedereingliederung Ungelernter sowie längerfristig Arbeits­
loser , 

(3) Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zur Verbesserung der sozialen 
Dienste und der sozialen Infrastruktur. 

Ursprünglich waren zur Finanzierung des Gesamtprogramms von der 
Bundesregierung 500 M i l l . DM vorgesehen. Zu Beginn der Antragsfrist am 1. August 79 (sie s o l l t e bis 31. J u l i 1980 laufen) l a ­
gen aber bereits Anträge mit einem Volumen von 954 M i l l . vor, was 
zur Folge hatte, daß beschlossen wurde, nur die bis zum 1. August 
vorliegenden Anträge zu berücksichtigen. Im Schwerpunkt 1 wurde 
eine gewisse Reduzierung des Antragsvolumens durch Verhandlungen 
von Vertretern des Arbeitsministeriums mit Großbetrieben er r e i c h t , 



die sich dazu bereit erklärten, ihre Mittelanforderungen zu redu­
zieren, g l e i c h z e i t i g aber die vorgesehene Teilnehmerzahl beizube­
halten und die Maßnahmen i n der ursprünglich geplanten Weise durch­
zuführen. 

Daß dann Anträge im Volumen von über 900 Millionen DM b e w i l l i g t 
werden konnten, i s t darauf zurückzuführen, daß die Bundesanstalt 
für Arbeit eigene M i t t e l für die Finanzierung des Schwerpunkts 3 
(Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) zur Verfügung s t e l l t e . Der Löwen­
a n t e i l der Fördermittel (jeweils ca. 400 M i l l . DM) e n t f i e l auf 
die Förderungsschwerpunkte 1 und 3. 

Mit der Auflegung des Programms wurde auch die Durchführung einer 
wissenschaftlichen Begleitforschung beschlossen. Aufgabe des ISF 
im Rahmen dieser Begleitforschung war die Untersuchung des Schwerpunkts 1 "Berufliche Qualifizierung i n Betrieben mit Anpassungs­
und Umstellungsprozessen". Im einzelnen war vorgesehen: 

- Für die Umschulung von Arbeitnehmern i n Berufe mit anerkannten 
Ausbildungsabschlüssen werden 90 % der Lohnkosten für den ge­
samten Zeitraum übernommen (bei außerbetrieblichen Maßnahmen 
unter Aufrechterhaltung des Arbeitsverhältnisses 100 % ) ; 

- für die Fortbildung von Arbeitnehmern im Rahmen anerkannter 
Fortbildungsabschlüsse werden 90 % der Lohnkosten übernommen, 
höchstens jedoch bis zu einem Zeitraum von zwei Jahren; 

- für Maßnahmen und Lehrgänge zur Qualifizierung für einen neuen 
Arbeitsplatz gemäß einem mit dem Betrieb festgelegten Plan wer­
den bis zu einer Gesamtdauer von einem Jahr die auf Bildungsmaßnahmen entfallenden Lohnkosten i n Höhe von 80 % übernommen. 

(Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 1979, S. 18 f f . ) 

Schon vor der Auflegung des Sonderprogramms hatte es insbesonde­
re i n den Jahren s e i t der Krise 19 74 f f . verschiedene von der 
Bundesregierung finanzierte Maßnahmen mit arbeitsmarktpolitischer 
Zielsetzung gegeben. Auch wenn die beim Sonderprogramm eingesetz­
ten M i t t e l , die angestrebten Z i e l e , wie auch der Förderungsumfang 
keineswegs völlig aus dem bisher üblichen Rahmen f i e l e n , muß dem 
Sonderprogramm doch unter wesentlichen Aspekten eine durchaus 
innovative Orientierung zugesprochen werden. Dies g i l t z.B. für 



die stark regionalspezifische Ausrichtung des Programms insgesamt, 
für die sehr weitgefaßten Förderkonditionen und vor allem für das 
spezifische Verfahren der Mittelvergabe. Auch die innerhalb der 
einzelnen Förderungsschwerpunkte vorgesehenen Instrumente können 
teilweise als neuartig eingestuft werden. Dies t r i f f t insbesonde­
re für den Bereich der betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen, der 
den Gegenstand des vorliegenden Berichts b i l d e t , zu. 

Hauptzielsetzung des Programmschwerpunkts "Berufliche Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen" war es , die im Zusammenhang mit betrieblichen Um­
stellungen und Anpassungen von den Programminitiatoren erwarteten 
"Rotationsprozesse" zu vermeiden: 

"Die Arbeitsmarktpolitik muß einen Beitrag l e i s t e n , den i n den 
letz t e n Jahren besonders ausgeprägten personalpolitischen "Mecha­
nismus" b e t r i e b l i c h e r Anpassungs- und Umstrukturierungsprozesse 
- "Freisetzung von nicht oder nicht ausreichend q u a l i f i z i e r t e n 
Arbeitnehmern und Einstellung von Arbeitssuchenden mit den ge­
wünschten Qualifikationen" - (zu) durchbrechen " (Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 1979, S. 12.). 

Hintergrund dieser Zielsetzung waren die massiven Austauschprozesse auf dem Arbeitsmarkt, die zu einer beständigen Verschlech­
terung der Struktur der A r b e i t s l o s i g k e i t beitrugen: Wenn die Be­
triebe aus dem Arbeitslosenbestand immer nur die jeweils best­
q u a l i f i z i e r t e n und anpassungsfähigsten Arbeitskräfte rekrutieren 
und andererseits die i n ihren Augen problematischsten Beschäftig­
ten f r e i s e t z e n , muß mit einem ständig steigenden A n t e i l von Ar­
beitslosen mit tatsächlichen oder zugeschriebenen Eigenschaften, 
die ihre Vermittelbarkeit beeinträchtigen, gerechnet werden. Da­
mit verschlechtert s i c h die Voraussetzung zur Beseitigung der Un­
terbeschäftigung erheblich. 

Mit H i l f e innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen s o l l t e n die 
Betriebe nun i n die Lage versetzt werden, Anpassungsprobleme i n ­
tern zu bewältigen. Daher wurden die Bedingungen für die öffent­
l i c h e Förderung solcher innerbetrieblichen Maßnahmen gegenüber 
der bisherigen Praxis erheblich verbessert: 



Konnten nach den Maßgaben des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
"interessengebundene Maßnahmen" (als solche wurden innerbetrieb­
l i c h e Qualifizierungen durchweg angesehen) nur i n ganz besonderen 
Fällen f i n a n z i e r t werden (nur bei drohendem Arbeitsplatzverlust 
für den betroffenen Arbeitnehmer), so wurden diese r e l a t i v s t r i k ­
ten Förderungsvoraussetzungen j e t z t fallengelassen. Bedingung der 
Förderung war nur noch, daß im Betrieb "Umstellungen, die wesent­
lic h e Auswirkungen auf die Tätigkeitsmerkmale der Belegschaft oder 
T e i l e der Belegschaft haben" (Bundesminister für Arbeit und So­
zialordnung 1979, S. 37), vorgenommen werden und "der Betrieb s e i ­
ne Qualifizierungsanstrengungen über das bisherige Maß ausweitet 
und die Qualifizierungsmaßnahmen sonst nicht oder nicht i n dem­
selben Umfang durchgeführt würden" (ebd.). 

Als neuartig kann das Sonderprogramm auch unter dem Aspekt gelten, 
daß bei seiner Gestaltung insgesamt besonderes Gewicht auf die 
Beteiligung der Betriebsräte an den Maßnahmen gelegt wurde. Dabei 
ging es vor allem darum, sie aus i h r e r eher passiven Rolle bei An­
passungsprozessen, die "im wesentlichen i n der Mitbestimmung bei 
der Ausformung von Sozialplänen für die freigesetzten Arbeitneh­
mer" (ebd., S. 13) gesehen wurde, herauszuführen. Eine "aktive" 
Ergänzung s o l l t e im Interesse von Arbeitnehmern wie Unternehmern 
darin liegen, im "Rahmen dieses Schwerpunktprogramms die Mitver­
antwortung der Betriebsräte (zu) stärken und die Kooperation mit 
den Unternehmensleitungen bei der Anwendung der arbeitsmarktpoli­
tischen Instrumente weiter (zu) entwickeln" (ebd.). Dies g i l t 
insbesondere auch für die Maßnahmen im Schwerpunkt 1 " B e t r i e b l i ­
che Qualifizierung" , da h i e r das geltende Recht vo l l e Mitbestim­
mung der Betriebs- und Personalräte vorsieht. Sichergestellt wer­
den s o l l t e die Beteiligung der Betriebsräte dadurch, daß jedem 
Antrag auf Fördermittel eine Stellungnahme des Betriebsrats bei ­
zufügen war. 

2. Überblick über die Inanspruchnahme 

Die Inanspruchnahme des Sonderprogramms auf der Basis s t a t i s t i ­
scher Erhebungen bzw. Auswertungen verschiedenen Datenmaterials 
war im Rahmen der Begleitforschung Gegenstand eingehender Unter-



suchungen des WZB Ber l i n sowie des I n f r a t e s t - I n s t i t u t s . Für eine 
ausführliche Darstellung und erste Dateninterpretation v e r w e i s e n 
wir daher auf die bereits vorgelegten Analysen und Tabellenmaterialien (Peters, Schmid 19 81; Infratest 19 80, Band 1 - 4A; 
Scharpf u.a. 1981; Bosch 1981). Die dort präsentierten Daten und 
erste Auswertungen bilden auch die Basis unseres knappen Überblicks darüber, auf welche Weise der Schwerpunkt 1 (Betriebliche 
Qualifizierungsmaßnahmen) im Rahmen der Programmförderung wahrge­
nommen wurde. Diese Übersicht hat die Funktion, einige Grundinformationen über quantitative Verteilungen zu geben. Aussagen oder 
Schlußfolgerungen darüber, ob und wieweit hierbei Programmziele 
err e i c h t oder v e r l e t z t wurden, werden daraus h i e r nicht abgelei­
t e t . Einem solchen Zweck der Einschätzung und Problemanalyse die­
nen i n unserer Untersuchung i n erster Linie die quali t a t i v e n F a l l ­
studien i n T e i l B. 

a) Verteilung nach Maßnahmearten 

Im Schwerpunkt 1 wurden drei Arten von Qualifizierungsmaßnahmen 
gefördert: 

1. Umschulungsmaßnahmen i n Berufe mit anerkanntem Ausbildungsabschluß für den gesamten Zeitraum der Bildungsmaßnahme mit 90 % 
Lohnkostenzuschuß; 

2. Fortbildung i n Berufe mit anerkanntem Abschluß für höchstens 
24 Monate mit 90 % Lohnkostenzuschuß; 

3. sonstige innerbetriebliche Qualifizierungsmaßnahmen für höch­
stens 12 Monate mit 80 % Lohnkostenzuschuß. 

Bis März 1981 wurden Qualifizierungsmaßnahmen im Schwerpunkt 1 
für insgesamt rund 30 000 Beschäftigte i n den vom Programm er-

1) 
faßten Arbeitsamtsbezirken b e w i l l i g t 

1) Die Zahlen über geförderte Teilnehmer und Betriebe beruhen auf 
unterschiedlichen Erhebungsständen. Die Zahl der Förderbetrie­
be läßt sich nur aus der Infratest-Erhebung (Stand: März 19 80) 
entnehmen, während für die Teilnehmerzahlen laufend a k t u a l i ­
s i e r t e S t a t i s t i k e n der Bundesanstalt für Arbeit vorlagen, die 
aber keine Betriebsangaben enthielten. 



Tab. 1: Verteilung der Förderungsfälle im Schwerpunkt 1 nach Art 
der Qualifizierungsmaßnahmen (Stand: 10.3.19 81) 

Förderungsfälle 
Art der Maßnahme absolut i n Prozent 

Gesamt 30.601 100,0 

Umschulung 1.069 3,5 
Fortbildung 3.39 7 11,1 
"Sonstige Qualifizierung" 26.135 85,4 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Bundesanstalt für 
Arbeit. 

Es zeigt sich eine deutliche Konzentration auf denjenigen Maß­
nahmetyp, der mit diesem Programm erstmals i n öffentliche Förde­
rung einbezogen wurde. Die ganz überragende Mehrheit der Förder­
fälle b e t r i f f t diese "Sonstigen Qualifizierungen", also eine Maß­
nahmeform der betriebsbezogenen Vermittlung von Qualifikationen, 
die nicht notwendig eine Formalisierung und einen arbeitsmarkt­
gängigen anerkannten Abschluß beinhaltet und die - wenngleich in 
vielen Betrieben schon s e i t längerem f e s t e r Bestandteil der Wei­
terbildungspraxis (Sass u.a. 1974) -, wie erwähnt, bislang von 
der öffentlichen Förderung ausgenommen war. Dagegen wurden Fort-
bildungs- und Umschulungsmaßnahmen, die zu überbetrieblich aner­
kannten Abschlüssen führen, für Weniger als 15 % a l l e r Teilneh­
mer im Schwerpunkt 1 durchgeführt. 

Die Aufschlüsselung der Maßnahmenwahl nach der Betriebsgröße 
(Tabelle 2) zeigt für die Umschulungen keine kontinuierliche Ver­
t e i l u n g s l i n i e . Die absolut meisten Umschulungsmaßnahmen wurden 
von den Großbetrieben durchgeführt, bei denen sie allerdings einen 
vergleichsweise geringen A n t e i l an den gesamten Maßnahmeaktivitä­
ten ausmachten. Dagegen zeigt sich ein r e l a t i v hoher Umschulungs-
a n t e i l bei den Qualifizierungsaktivitäten der sehr kleinen Betrie­
be - wahrscheinlich überwiegend extern durchgeführt, wenn man von 



den i n der Regel geringen innerbetrieblichen Schulungskapazitäten 
i n Kleinbetrieben ausgeht - und den Betrieben mit einer Beschäftigtenzahl zwischen 500 und 1000, die ebenfalls umschulungsinten­
s i v i n ihren Aktivitäten waren. 

Bei den Fortbildungsmaßnahmen ergibt sich demgegenüber das B i l d 
eines wachsenden Anteils dieser Maßnahmeart mit zunehmender Be­
triebsgröße. Hierbei dürften sowohl das Vorhandensein von i n t e r ­
nen Aus- und Weiterbildungskapazitäten als auch eine größere Routine und Erfahrung aufgrund der bisherigen Weiterbildungspraxis 
in den größeren Betrieben eine Rolle gespielt haben. 

Unsere Fal l s t u d i e n wie auch Ergebnisse der Teilnehmererhebung im 
Rahmen der Infratest-Betriebserhebung zeigen, daß die Gruppe der 

1) Vgl. dazu weiter unten i n diesem Abschnitt zu den b e t e i l i g t e n 
Betrieben. 



"Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" ein ganzes Spektrum zum T e i l 
heterogener Maßnahmetypen und -formen umfaßt (Infratest 1980, 
Band 4A; Bosch 1981). 

In bezug auf die Dauer der "Sonstigen Qualifizierungen" überwiegen 
kürzere gegenüber längeren: Mehr als die Hälfte der Maßnahmen 
dauerte höchstens ein halbes Jahr (25 % bis zu 3 Monaten, 30 % bis 
zu 6 Monaten), 40 % hatten eine Laufzeit zwischen 7 und 12 Mona­
ten, der Höchstzeit der Förderungsdauer (Infratest 19 80, Band 4A, 
Tab. 3). Dabei sind es vor allem die Großbetriebe, die überdurch­
s c h n i t t l i c h häufig Kurzmaßnahmen bis zu 3 Monaten durchführten. 

Die Qualifizierung, darauf verweisen die Angaben zum Lernort bei 
den "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen", geschieht ganz überwie­
gend arbeitsplatzbezogen. Nach der Infratest-Teilnehmererhebung 
wurden 89 % der "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" am Arbeits­
platz durchgeführt, i n 5 % der Fälle war der Arbeitsplatz nur er­
gänzender Lernort, und i n 6 % der Fälle wurde die Qualifizierung 
gar nicht am Arbeitsplatz vorgenommen (Infratest 1980, Band 4A, 
S. 15). 

Arbeitsmarktpolitisch bedeutsam i s t die Frage nach einer Z e r t i f i ­
zierung dieser betriebsbezogenen Maßnahmen. Hier zeigt s i c h , daß 
in der Mehrzahl der Fälle - dies g i l t insbesondere für Kurzmaß­
nahmen bis zu drei Monaten - die Beschäftigten überhaupt kein 
Z e r t i f i k a t nach Abschluß der Maßnahme e r h i e l t e n ; 35 % erhielten 
ein Zeugnis durch den Betrieb und nur 7 % ein Z e r t i f i k a t durch 
eine überbetriebliche S t e l l e (Infratest 19 80, Band HA, S. 17). 

b) Verteilung nach Betrieben 

Wie sieht nun die Wahrnehmung des Programmschwerpunkts 1 i n bezug 
1) 

auf die b e t e i l i g t e n Betriebe aus? 

1) Hier und bei den folgenden Tabellen g i l t : 100 % = Gesamtheit 
der von Infratest im März 19 80 erfaßten Betriebe, nicht Ge­
samtheit a l l e r geförderten Maßnahmen bzw. Teilnehmer nach den 
Unterlagen der Bundesanstalt für Arbeit von 1981. Vgl. auch 
Kapitel I I . ,2 . 



Die Summe der einzelnen Prozentwerte ergibt aufgrund von Rundungen 
nicht immer 100 %. 

Quelle: Infratest 19 80, Band 2, S. 3 

Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, konzentriert sich die Inanspruchnah­
me der Förderung eindeutig auf die Großbetriebe, die - wenngleich 
sie nur 10 % a l l e r vom Programm geförderten Betriebe s t e l l e n -
über die Hälfte der Maßnahmefälle auf sich vereinigten. 

Die Beteiligung der Betriebe nach der Branchenstruktur zeigt eine 
deutliche Konzentration auf das Verarbeitende Gewerbe, auf das 
mehr als die Hälfte der geförderten Betriebe und 82 % der Maßnah­
menteilnehmer e n t f i e l e n . 

Der Energie- und Bergbausektor i s t insgesamt am schwächsten be­
t e i l i g t , jedoch r e l a t i v i e r t s i ch dieses B i l d , wenn man i n Rechnung 
s t e l l t , daß es sich i n den Förderregionen zwar um wenige, a l l e r ­
dings sehr große Betriebe handelte, die jeweils eine hohe Anzahl 
von Fördermaßnahmen durchführten. 



Die Summe der einzelnen Prozentwerte ergibt aufgrund von Rundungen nicht immer 100 % 

Quelle: Infratest 19 80, Band 2, S. 6 

So l i e g t denn auch mit durchschnittlich 45 Teilnehmern pro Be­
t r i e b der Bereich Energie/Bergbau an der Spitze, gefolgt vom Ver­
arbeitenden Gewerbe mit durchschnittlich 29 Teilnehmern an Qualifizierungsmaßnahmen pro Betrieb, worin sich die Konzentration von 
Großbetrieben i n diesen Bereichen widerspiegelt. In den Bereichen 
Handel/Dienstleistungen sowie Baugewerbe, i n welchen kleinere Be­
triebe dominieren, l i e g t die durchschnittliche Zahl der Teilneh­
mer an Qualifizierungsmaßnahmen pro Betrieb mit 7 bzw. 9 dagegen 
weit niedriger (Infratest 19 80, Band 2, S. 6). 

Unterschiede zwischen den verschiedenen Wirtschaftsbereichen z e i ­
gen sich auch h i n s i c h t l i c h der Art der durchgeführten Maßnahmen: 
Während i n den Wirtschaftsbereichen Verarbeitendes Gewerbe, Bau­
gewerbe sowie Handel/Dienstleistungen die "Sonstigen Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen" jeweils deutlich dominierten, kam im Bereich 
Energie/Bergbau, welcher allerdings nur mit 19 (vorwiegend großen) 



Betrieben vertreten war, den Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah­
men größere Bedeutung zu (Infratest 19 80, Band 2, S. 6). 

Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes läßt sich eine stärkere Kon­
zentration von Programmbetrieben vor allem im Maschinen-/Stahlbau 
(mit 18 % a l l e r insgesamt b e t e i l i g t e n Betriebe) sowie i n der Holz-
und Papierindustrie (9 % a l l e r Betriebe) und im Bereich der Elektrotechnik/Feinmechanik/Optik (8 % a l l e r Betriebe) f e s t s t e l l e n 
(Infratest 1980, Band 2, Tab. 16). Bezogen auf die Teilnehmerzahl 
i s t es dagegen die Eisen-/Metallerzeugung, die mit 32 % a l l e r 
Förderfälle den weitaus größten A n t e i l an Maßnahmen im Verarbei­
tenden Gewerbe auf sich vereinigt, gefolgt vom Maschinenbau mit 
20 % der Qualifizierungsfälle (Infratest 1980, Band 3, Tab. 3). 
Eine Erklärung für dieses Ergebnis könnte sein, daß es sich h i e r 
zum einen um Branchen mit überdurchschnittlichem Produktivitäts-
zuwachs handelte, die einen aufgestauten Umstrukturierungs- und 
Qualifizierungsbedarf hatten; zum anderen um Bereiche, i n denen 
sich Engpässe an Fachkräften auf dem externen Arbeitsmarkt heraus­
gebildet hatten. Darauf verweist die WZB-Analyse zur Inanspruch­
nahme von Schwerpunkt 1: Dort wird f e s t g e s t e l l t , daß die Nutzung 
nach Arbeitsamtsbezirken um so höher i s t , je größer i n der Region 
der A n t e i l der Beschäftigten i n Sektoren mit tendenziell steigen­
der Arbeitsproduktivität l i e g t ; und weiterhin, daß Fachkräfte­
mangel auf dem externen Arbeitsmarkt (Indikator: hoher A n t e i l an 
offenen Stellen mit Bedarf an q u a l i f i z i e r t e m Personal) ebenfalls 
eine höhere Inanspruchnahme von Schwerpunkt 1 induziert (Peters, 
Schmid 1981 , S. 107). 

Auch erweist sich die bisherige Erfahrung bzw. Vertrautheit von 
Betrieben mit der Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen als 
ein Faktor von gewisser Bedeutung für die Inanspruchnahme des 
Schwerpunkts"Qualifizierung"überhaupt, wie für die Wahl der Maß­
nahmeart. Darauf weisen Ergebnisse der Infratest-Betriebserhebungen (vg l . nachfolgende Tab. 5) wie auch der Wirkungsanalyse des 
WZB hin. 



Tab. 5: Betriebe i n Schwerpunkt 1 nach Betriebsgröße und b i s h e r i -
ger Inanspruchnahme von AFG-Leistungen (in %) 

Größenklasse von ... bis ... Besch. 
Gesamt 1 - 9 1 0 - 9 9 100 - 999 1000 u.m. 

A n t e i l der 
Betriebe, die 
mind. eine der 68 43 65 81 84 
AFG-Leistungen + 

erhalten haben 

Eingliederungsbeihilfe, Einarbeitungszuschüsse, Förderung 
von Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen i n den letzten 
3 Jahren 

Quelle: Infratest 1980, Band 4 

Daß frühere Erfahrungen mit der Nutzung von AFG-Fördermitteln die 
Inanspruchnahme des Schwerpunkts 1 beeinflußt haben, bestätigt 
auch die WZB-Untersuchung zur Programmnutzung i n den b e t e i l i g t e n 
Arbeitsamtsbezirken; dabei wird ein p o s i t i v e r Zusammenhang f e s t ­
g e s t e l l t zwischen der bisherigen Vergabe von AFG-Leistungen im 
Arbeitsamt (Zahl der E i n t r i t t e i n Einarbeitung, Fortbildung und 
Umschulung, bezogen auf die jeweilige Arbeitslosenzahl) und der 
Wahrnehmung der Schwerpunkt 1-Förderung (Peters , Schmid 19 81, 
S. 108). Wie Befunde der Infratest-Betriebserhebungen zeigen, be­
steht ein deutlicher Zusammenhang zwischen Programmnutzung und 
bisherigen Qualifizierungsaktivitäten der Betriebe (über AFG-Lei­
stungen hinaus). 

Annähernd zwei D r i t t e l (64 %) der erfaßten Betriebe gaben an, ab­
gesehen vom Sonderprogramm i n den vergangenen Jahren (bis Mitte 
19 79) Qualifizierungsmaßnahmen für Beschäftigte neben der beruf­
lichen Erstausbildung durchgeführt zu haben. Darunter waren sämt­
li c h e Betriebe des Energie/Bergbau-Sektors und annähernd a l l e 
Großbetriebe (1000 u.m. Beschäftigte) (Infratest 1980, Band 4, 
S. 38). 

Auch die Wahl der Maßnahmeart wird von dem bisherigen Verhalten 
der Betriebe beeinflußt. Deutlich wurde eine Kontinuität zwischen 



der bislang p r a k t i z i e r t e n spezifischen Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k und 
der Art der Maßnahmen,die die Betriebe über das Sonderprogramm 
durchführten. 

So lauteten die Befunde der Betriebserhebung: "Betriebe, die be­
r e i t s früher Fortbildungs- und/oder Umschulungsmaßnahmen durchge­
führt haben, führen diese Maßnahmen auch im Rahmen des Sonderpro­
gramms sehr v i e l häufiger durch als Betriebe, die früher nur an­
dere (sonstige Lehrgänge und Kurse, planmäßige Qualifizierung 
am Arbeitsplatz) oder gar keine Qualifizierungsmaßnahmen durchge­
führt haben. Überdurchschnittlich häufig führen Betriebe mit vor­
herigen Fortbildungs- und Umschulungserfahrungen auch Maßnahme-Kombinationen (Umschulung und/oder Fortbildung i n Kombination mit 
sonstiger Q u a l i f i z i e r u n g ! im Rahmen des Sonderprogramms durch. 
Betriebe, die vor Inkrafttreten des Sonderprogramms andere Quali­
fizierungsmaßnahmen (Lehrgänge/Kurse; planmäßige Qualifizierung 
am A r b e i t s p l a t z ) , nicht aber Fortbildung und Umschulung p r a k t i ­
z i e r t haben, führen hingegen nur seltener geförderte Fortbildungs­
und Umschulungsmaßnahmen durch. 

Umgekehrt verfügen Betriebe mit geförderten Umschulungs- und/oder 
Fortbildungsmaßnahmen aus Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms über­
durchschnittlich häufig bereits über vorgängige Erfahrungen mit 
solchen beruflichen Bildungsmaßnahmen. Betriebe , die sonstige Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Sonderprogramms durchführen, 
verfügen demgegenüber häufiger über Erfahrungen mit planmäßiger 
Qualifizierung am Arbeitsplatz" (Infratest 1980, Band 4, S. 38 f ) . 

c) Teilnehmerstruktur-

Die Untersuchungsbefunde zum Teilnehmerkreis bei den Fördermaßnah­
men sind insbesondere unter folgenden Aspekten bedeutsam: 

- Arbeitsmarktpolitisch wünschenswert wäre eine Ausweitung des Gefördertenkreises über diejenigen Gruppen hinaus (und das waren 
die schon q u a l i f i z i e r t e n , vor allem gelernte Arbeitskräfte), die 
bislang bei der Durchführung von Weiterbildungsmaßnahmen -
seien es betriebliche oder AFG-Aktivitäten - bevorzugt waren. 

- Im Sinne der Zielsetzung wäre weiter eine besondere Förderung 
jener Problemgruppen des Arbeitsmarktes, deren Risiko besonders 
hoch i s t , arbeitslos zu werden bzw. schwer Wiederbeschäftigung 
zu finden, also beispielsweise von Frauen, ausländischen und 
älteren Arbeitskräften. 



- Zu den Beschäftigtengruppen, die sowohl bei der betrieblichen 
Weiterbildung bislang vernachlässigt als auch von der AFG-För-
derung noch nicht i n wünschenswertem Maße erreicht wurden, ge­
hören insbesondere Un- und Angelernte. 

Sind durch das Sonderprogramm diese Gruppen erstmals stärker ein­
bezogen worden? Diese Frage läßt sich nicht für die Gesamtheit 
der Teilnehmer bzw. a l l e Maßnahmearten beantworten. Aussagen über 
den Teilnehmerstatus liegen nur für die Förderungsfälle der 
"Sonstigen Qualifizierung" vor. Die folgenden Tabellen lassen sich 

, . .1) • 
tr o t z i h r e r begrenzten Aussagefähigkeit doch als näherungswei­
ser Indikator für das Ausmaß der Einbeziehung dieser Zielgruppen 
nehmen. 

Tab. 6: Beschäftigte i n Programmbetrieben nach ihrem A n t e i l an 
der Belegschaft und an Maßnahmen der "Sonstigen Q u a l i f i -
zierung" i n Schwerpunkt 1 

+ ) Durchschnittswerte auf die Betriebe bezogen, also nicht 
beschäftigtenproportional gewichtet. Die Werte sind da­
her mit denen der Teilnehmererhebung nur bedingt vergleichbar 
Bei Beschränkung des Vergleichs auf die Großbetriebe i s t 
diese methodische Schwierigkeit von geringerer Bedeutung. 

Quelle: Infratest 1980, Band 4A, S. 13 

+ ). 1) Vgl. dazu Fußnote i n Tabelle 6. 



Die Un- und Angelernten sind i n r e l a t i v hohem Ausmaß i n die "Son­
stigen Qualifizierungsmaßnahmen" einbezogen, sie s t e l l e n rund die 
Hälfte der Teilnehmerschaft. Dies kann als ein Indiz dafür genom­
men werden, daß mit der Einbeziehung dieses Maßnahmetyps i n das 
Programm erstmals auch solche bislang kaum erfaßten Gruppen stär­
ker von der öffentlichen Qualifizierungsförderung erreicht wurden. 

Mit der Frage, wieweit Problemgruppen des Arbeitsmarkts bevorzugt 
i n die Fördermaßnahmen zur Qualifizierung einbezogen wurden, hat 
sich das WZB i n seiner Wirkungsanalyse des Programms eingehend 
befaßt (Peters, Schmid 19 81, Kap. 5.2). Die Autoren kommen dabei 
zu dem Ergebnis, daß zwei Gruppen mit hohem Arbeitsmarktrisiko -
Frauen und ältere Arbeitnehmer über 45 Jahre - bei der Teilhabe 
an Qualifizierungsmaßnahmen des Sonderprogramms eindeutig unter­
repräsentiert waren. 

Tab. 7: Beteiligung verschiedener Arbeitskräftegruppen am Schwer­
punkt 1 (SPD im Hinblick äüf _ _ 

%- A n t e i l an %- A n t e i l an % - A n t e i l an %- A n t e i l an 
Arbeitslosen Beschäftigten Belegschaft. Förderfälle 
(Mai 79(80)) (Juni 1979) d.Prog.Betr. i n SP1 

(1) (2) (3) • (4) 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Peters, Schmid 1981, Tab. 5.3; 
5 - 24; 5 - 19; Infratest 1980, Band 4 



Dabei wurde gerade der Einbeziehung von Frauen i n Qualifizierungs­
maßnahmen bei der Programmkonzeption ein besonderes Gewicht bei­
gemessen: Sie werden sowohl in der Präambel als auch i n den För­
der k r i t e r i e n e x p l i z i t hervorgehoben; Qualifizierungszuschüsse wur­
den auch dann g e l e i s t e t , "wenn Frauen für Tätigkeiten q u a l i f i z i e r t 
werden, die üblicherweise von Männern ausgeübt werden" (Bundes­
minister für Arbeit und Sozialordnung 1979, S. 37). Tatsächlich 
betrug der A n t e i l der Frauen an den Geförderten im Frühjahr 1980 
nur annähernd ein D r i t t e l ihres Anteils an den Beschäftigten 
(vgl. Tab. 7). Im Zuge der Wiedereröffnung des Bewilligungsver­
fahrens mit dem speziellen Z i e l , Qualifizierungsmaßnahmen für 
weibliche Beschäftigte verstärkt zu fördern, konnte der Frauenan­
t e i l an den Teilnehmern bis Jahresende 1980 auf 18,5 % gesteigert 
werden (Scharpf u.a. 1981, S. 197). Frauen waren im Rahmen der 
Programmförderung allerdings auch im Vergleich zur AFG-Förderung 
unterrepräsentiert. Dort s t e l l t e n s i e bei den Neueintritten i n 
berufliche Bildungsmaßnahmen 1979 immerhin 31,5 % der Teilnehmer 
(ANBA 1980) . 

Ein anderer Aspekt möglicher Benachteiligung zeigt s i c h , wenn man 
nach den verschiedenen Maßnahmetypen i n Schwerpunkt 1 di f f e r e n ­
z i e r t : Bei den Qualifizierungsformen mit anerkanntem Abschluß sind 
Frauen deutlich geringer repräsentiert als bei den "Sonstigen 
Qualifizierungen" (vgl. Tab. 8). Allerdings muß dabei auch i n 
Rechnung g e s t e l l t werden, daß über diese Maßnahmeart erstmals 
überhaupt die (bislang besonders benachteiligte) Gruppe der un-
und angelernten Frauen stärker i n die Qualifizierungsförderung 
einbezogen worden sein dürfte ( v g l . auch T e i l B, I I I . ) . 

Tab. 8: A n t e i l verschiedener Arbeitskräftegruppen an Umschulung, 
Fortbildung und "Sonstiger Qu a l i f i z i e r u n g " i n Schwerpunkt 1 

Teilnehmer i n % b e i : 
Umschulung Fortbildung Sonst. Q u a l i f i z . insges. 

Quelle: Infratest 1980, Band 3 



Ähnlich - allerdings weniger stark - zeigt sich auch bei den 
älteren Arbeitnehmern eine Doppelbenachteiligung: Sie wurden nicht 
a l l e i n i n unterdurchschnittlichem Ausmaß von der Förderung im 

1) 
Schwerpunkt 1 insgesamt erreicht (vgl. Tab. 7) , sondern darüber 
hinaus hatten sie auch an den anspruchsvollen Maßnahmearten mit 
arbeitsmarktgängigem Abschluß weit geringer t e i l als am Typ der 
betriebs- bzw. arbeitsplatzbezogenen "Sonstigen Qualifizierung". 

Im Gegensatz zu Frauen und Älteren zeigen die Daten für die aus­
ländischen Arbeitskräfte - ebenfalls eine Gruppe mit hohem Ar­
beitsmarktrisiko - keine unterdurchschnittliche Einbeziehung: i h r 
A n t e i l an den Geförderten im Schwerpunkt 1 l i e g t sogar über den 
Beschäftigtenanteilen i n der Programmregion bzw. den Programmbe­
trieben. Allerdings läßt sich nicht sagen, inwieweit dieses Er­
gebnis aufgrund einer Gleichverteilung i n der Programmregion zu­
stande kam oder dadurch, daß einige (wenige) Betriebsfälle mit 
besonders umfangreicher Ausländerförderung auf die Mittelwerte 
durchschlugen. In bezug auf die Maßnahmearten zeigt sich auch 
hi e r eine Konzentration auf "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen". 
An Umschulung und Fortbildung waren sie - so die Infratest-Erhebung (Infratest 1980, Band 3, S. 9) - i n deutlich geringerem Ma­
ße b e t e i l i g t als deutsche Arbeitskräfte. 

d) Regionale Verteilung 

Bei der Nutzung des Schwerpunkts 1 zeigen sich beachtliche re­
gionale Unterschiede. Wie Tabelle 9 verdeutlicht, unterscheiden 
sich die quantitativ besonders erfolgreichen Bezirke von den we­
niger erfolgreichen etwa um das Zehnfache i n der Zahl der Förder­
fälle, bezogen auf die Beschäftigtenzahl. Oberproportional 
schnitten vor allem die d r e i saarländischen Bezirke ab; eine nied­
rige Inanspruchnahme haben mit Ausnahme von Wilhelmshaven vor a l -

1) Das g i l t insbesondere für die Gruppe der Arbeitnehmer ab 5 5 
Jahre, die laut Infratest-Teilnehmererhebung erheblich selte­
ner an den Maßnahmen b e t e i l i g t waren als ihrem Beschäftigungs­
a n t e i l entspräche (Infratest 1980, Band 4A, S. 10). 



lern die niedersächsischen Bezirke (Scharpf u.a. 1981, S. 70). Die 
Inanspruchnahme durch die nordrhein-westfälischen und bayerischen 
Bezirke l i e g t insgesamt gesehen im Durchschnitt a l l e r Bezirke. 

Tab. 9: Inanspruchnahme der Förderung i n Schwerpunkt 1 nach 
Regionen 

Quelle: Scharpf u.a. 1982, Tab. 4; 12 

Die starke Programmnutzung im Saarland und i n Nordrhein-Westfalen 
dürfte sich zum einen aus der großbetrieblichen Struktur erklären 
lassen. In beiden Programmregionen lag die Zahl der Teilnehmer in 
Großbetrieben wesentlich höher als i n den bayerischen und nieder­
sächsischen Bezirken, und der A n t e i l der Förderfälle i n Großbe­
trieben war ebenfalls wesentlich höher als der entsprechende An­
t e i l i n Niedersachsen und i n Bayern. 

Die Untersuchung des WZB zur Programmimplementation weist zum an­
dern darauf hin, daß i n vielen Arbeitsamtsbezirken großbetrieb­
li c h e Strukturen mit einem hohen Beschäftigtenanteil i n der Eisen-
und Metallindustrie koinzidierten; vor allem i n den t r a d i t i o n e l ­
len Stahlgebieten an Saar und Ruhr. 

1) Nicht enthalten sind darin die Beschäftigten i n den Gebiets­
körperschaften und i n Organisationen ohne Erwerbscharakter, 
da Schwerpunkt 1 auf Unternehmen mit Erwerbscharakter z i e l t e . 



"Die hohe Inanspruchnahme i n diesen Bezirken läßt sich alno zum 
großen T e i l aus dem Zusammentreffen dieser beiden Faktoren erklä­
ren. Die r e l a t i v niedrige Inanspruchnahme i n Niedersachsen, t r o t z 
eines ebenso hohen Beschäftigtenanteils i n Großbetrieben wie im 
Saarland und i n Nordrhein-Westfalen, läßt sich auch damit erklä­
ren, daß hier die Eisen- und Metallindustrie nicht entsprechend 
vertreten i s t " (Scharpf u.a. 1981, S. 168). 

Die Inanspruchnahme i n den bayerischen Arbeitsamtsbezirken - die 
insgesamt einen sehr niedrigen Beschäftigungsanteil i n Großbetrie­
ben haben - dürfte i n erster L i n i e auf intensive Akquisitionsbemühungen der Arbeitsämter i n mehreren Bezirken bei einer großen 
Zahl k l e i n e r und mi t t l e r e r Betriebe zurückzuführen sein; darauf 
verweisen auch die Befunde des WZB-Berichts zur Implementation 
des Sonderprogramms. Danach waren i n den bayerischen Bezirken 
mehr Kleinbetriebe (bis unter 100 Beschäftigte) als i n den ande­
ren Regionen am Schwerpunkt 1 b e t e i l i g t , und auch der A n t e i l der 
Maßnahmefälle i n Kleinbetrieben i s t hier am höchsten (Scharpf u.a. 
19 81, S. 171 f f ) . Demgegenüber war die Beteiligung von Kleinbe­
trieben i n Niedersachsen geringer als i n den anderen Regionen: 
Während i n Bayern pro Amtsbezirk im Durchschnitt 37 Kleinbetriebe 
an der Förderung i n Schwerpunkt 1 teilnahmen, i n Nordrhein-West­
falen 3 3,5 und im Saarland 21,3, waren es i n Niedersachsen nur 
9,2. Hier konnte die fehlende Teilnahme von (wenigen) Schwerpunkt­
betrieben mit jeweils vielen Förderfällen wohl auch nicht durch 
entsprechend starke Beteiligung v i e l e r Klein- und Mittelbetriebe 
ausgeglichen werden. 

Insgesamt zeigt das quantitative B i l d der Nutzung von Fördermaß­
nahmen i n Schwerpunkt 1 deutliche Konzentrationen bzw. Ungleich­
verteilungen. Das erweist sich nicht nur i n bezug auf die Maßnah­
meart (Konzentration zugunsten der betriebsbezogenen "Sonstigen 
Qualifizierung", zuungunsten der t r a d i t i o n e l l e n Fortbildung und 
Umschulung), sondern auch i n bezug auf die b e t e i l i g t e n Betriebe 
(vor allem i n der Konzentration auf Großbetriebe zuungunsten von 
Klei n - und Mittelbetrieben), i n bezug auf die Teilnehmerstruktur 
und auch h i n s i c h t l i c h der regionalen Verteilung der Inanspruch­
nahme . 



I I . Die empirische Basis des Berichts 

Der folgende Abschnitt gibt kurze Erläuterungen zum gewählten 
Fallstudienverfahren, einen Überblick über die zurückliegenden 
empirischen Aktivitäten und einige Informationen über die im Rahmen der ISF-Feldphase erfaßten Betriebe, die geförderten Maßnah­
men und die darin einbezogenen Teilnehmer. Dies sind die Ausgangs­
daten, die die Basis für die i n h a l t l i c h e n Kapitel 

bildeten. Soweit s i n n v o l l und an dieser S t e l l e möglich, wurde auch 
1) 

der Bezug zu den jeweiligen Grundgesamtheiten he r g e s t e l l t . 

1. Verfahren und Betriebsauswahl 
Die Untersuchung des Programmschwerpunkts 1 hatte sich mit komple­
xen Sachverhalten zu befassen, denen mit einer standardisierten 
(Breiten-)Erfassung des bloßen betrieblichen Maßnahmespektrums 
kaum näher zu kommen i s t . 

Aus der Perspektive des Forschungsprojekts hatte es darum zu gehen, 
die Maßnahmen i n einem breiteren Zusammenhang zu sehen und zu er­
fassen. Zum einen i n t e r e s s i e r t e , welche Impulse von einem Außenan­
r e i z zur Qualifizierungsförderung auf die betriebliche Beschäfti­
gungspolitik ausgehen; zum andern war umgekehrt zu fragen, wie 
Durchführungsformen, vermittelte Inhalte usw. durch die Vorgaben 
der betrieblichen Beschäftigungspolitik beeinflußt werden. Aussa­
gen über die Maßnahmen waren also nur auf dem Hintergrund einer 
näheren Kenntnis der betrieblichen Beschäftigungspolitik bzw. der 
Bedingungen und Problemlagen zu t r e f f e n , zu deren Lösung die Be­
triebe Qualifizierungsaktivitäten durchführen. 

Die Behandlung solcher Zusammenhänge erforderte genaue Informatio­
nen über die betrieblichen Strukturbedingungen, die maßgeblich 
darüber bestimmen, wie-solche Impulse von den Betrieben aufgenom­
men, transformiert und schließlich zu q u a l i f i z i e r u n g s - und ar­
beitsmarktpolitischen Wirkungen werden. 

1) Die entsprechenden Zahlen stammen aus den verschiedenen Veröf­
fentlichungen der Bundesanstalt für Arbeit 19 79 - 19 81 und den 
Ergebnisberichten von Infratest 19 80, Bd. 1 - 4. 



Ein konstruiertes B e i s p i e l mag diese Überlegungen verdeutlichen. 
Bei sich unterscheidenden Rahmenbedingungen wird eine von Inhalt 
und Durchführungsform sehr ähnliche Qualifizierungsmaßnahme un­
terschiedliche Konsequenzen haben. 

Funktion und Wirkung sind i n einem expandierenden Unternehmen mit 
starker Marktstellung anders einzuschätzen als i n einem Betrieb, 
der aus einer von einer Strukturkrise betroffenen Branche kommt 
und stark rückläufigen Personalbedarf hat. In ersterem F a l l kann 
die Maßnahme etwa der Schließung einer Qualifizierungslücke die­
nen, die eine mögliche Expansion behindert und damit Neueinstel­
lungen sowie entsprechende Sogeffekte auf dem Arbeitsmarkt auslö­
sen. Im anderen F a l l dagegen kann sie unter besonders günstigen 
Randbedingungen die Funktion haben, Arbeitskräfte mit einer markt­
gängigen Qu a l i f i k a t i o n zu versehen, um ihnen so den zwischenbe­
t r i e b l i c h e n f r e i w i l l i g e n Arbeitsplatzwechsel nahezulegen, s t a t t 
sie per (teurem) Sozialplan abbauen zu müssen. 

Dies sprach für die Konzentration auf stärker q u a l i t a t i v e Verfah­
ren, also Durchführung von Betriebsfallstudien i n einer begrenzten 
Zahl von Unternehmen (mit Erhebung der Informationen vor Ort i n 
direktem Kontakt mit den Betroffenen, Konzentration auf einzelne 
als relevant ausweisbare Fragestellungen sowie Analyse konstitu­
t i v e r Rahmenbedingungen). 

Ein derartiges Verfahren i s t als recht aufwendig anzusehen. Daraus 
fo l g t unmittelbar, daß - bei gegebenen knappen Ressourcen - eine 
quantitative Einschränkung erfolgen mußte, d.h. nur eine r e l a t i v 
kleine Zahl von Betrieben erfaßt werden konnte. Für diese Unter­
suchung wurde dabei ein Weg eingeschlagen, der einerseits den qua­
l i t a t i v e n Charakter unserer Untersuchung durchzuhalten ermöglichte, 
andererseits aber eine größere Zahl von Betrieben bei z.T. unter­
schiedlicher Fallstudiendauer und -Intensität einbezog. 

Mit dem Einsatz q u a l i t a t i v e r Instrumente i n der Sozialforschung 
i s t zugleich immer die Frage der quantitativen Bedeutsamkeit der 
Ergebnisse, der Repräsentativität für die zugrunde liegende Ge­
samtheit, aufgeworfen. Nun kann mit einigem Recht davon ausgegan­
gen werden, daß ein qua l i t a t i v e s Vorgehen wie das h i e r ausgewähl­
te zwar nicht unmittelbar Aussagen über die quantitative Bedeutung 
vorgefundener Konstellationen ermöglicht und es nicht erlaubt, 



Verteilungen aufzustellen. Gleichwohl können die Ergebnisse durch­
aus auch Anspruch auf Relevanz über die unmittelbar untersuchten 
Betriebe und die dort insgesamt erfaßten bzw. die im Rahmen des 
Programms geförderten Arbeitskräfte hinaus beanspruchen. Soweit 
es gelingt, die betrieblichen und überbetrieblichen Bedingungskon­
s t e l l a t i o n e n , die zu bestimmten Resultaten von Qualifizierungsmaß­
nahmen im Betrieb und überbetrieblichen Wirkungen (z.B. auf dem 
Arbeitsmarkt) geführt haben, rekonstruierbar zu machen, können 
sie mit entsprechenden Relativierungen auch auf vergleichbare S i ­
tuationen anderswo bezogen werden (vgl. dazu Altmann u.a. 19 80, 
Bd. I, S. 31 f f und Bd. IV, S. 1051 f f ) . 

Insgesamt gehen wir vor allem auch nach den Erfahrungen vergange­
ner Studien davon aus, daß das gewählte Verfahren unter den gege­
benen Bedingungen einen akzeptablen Kompromiß zwischen der wün­
schenswerten Breite der einbezogenen betrieblichen Situationen 
und den dort stattfindenden Maßnahmen auf der einen Seite und der 
angesichts der Komplexität der vorgefundenen Zusammenhänge erfor­
derlichen analytischen Tiefe andererseits d a r s t e l l t . 

Bereits vor Beginn der empirischen Arbeiten am Projekt zeigte 
s i c h , daß vom geplanten Vorgehen bei der Auswahl der Betriebe ab-

1) 
gewichen werden mußte . Das ergab sich zum einen daraus, daß eine 
von a l l e n an der Begleitforschung b e t e i l i g t e n Institutionen ge­
plante gemeinsame Vorphase, bei der i n sämtlichen einbezogenen Ar­
beitsamtsbezirken quer über die Schwerpunkte des Programms hinweg 
durch Wissenschaftlerteams aus dem Forschungsverbund Basisinfor­
mationen (u.a. über die am Programm b e t e i l i g t e n Betriebe) ber» 
schafft werden s o l l t e n , nicht durchgeführt werden konnte. Zum an­
deren fand auch die Breitenerhebung zum Schwerpunkt 1 ( B e t r i e b l i ­
che Qualifizierungsmaßnahmen), bei der ausführlicher Strukturda­
ten über Maßnahmebetriebe erhoben wurden, wegen verschiedener or­
ganisatorischer Schwierigkeiten erst mit so großer Verspätung 
s t a t t , daß ihre Ergebnisse für die Auswahl eines T e i l s der zu un­
tersuchenden Betriebe nicht mehr genutzt werden konnten. 
1) Zum ursprünglichen Konzept der Untersuchung vgl. die "Gemeinsa­

men Überlegungen" von M i t g l i e d s i n s t i t u t e n des Arbeitskreises 
"Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung" vom 22.10.19 79. 



Für unser Vorgehen ergab sich daraus, daß die vorgesehene syste­
matische Auswahl von Maßnahmebetrieben anhand von Überblick­
informationen aus den genannten Quellen nicht möglich war. Wir 
waren daher unsererseits gezwungen, um mit den Projektarbeiten 
gegenüber den Planungen nicht unvertretbar i n Verzug zu gera­
ten, nunmehr selbst eine sinnvolle Betriebsauswahl nach möglichst 
adäquaten K r i t e r i e n zu t r e f f e n . Dabei spielten zum einen Erfah­
rungen aus verschiedenen, i n den letzten Jahren am I n s t i t u t durch­
geführten Projekten mit thematischem Bezug zur Fragestellung 
der Begleitforschung eine Rolle. Des weiteren war natürlich auch 
die Frage der Erschließung des Betriebszugangs von großer Be­
deutung. Dieser erwies sich auch i n diesem Projekt nicht durch­
weg als problemlos, nicht zuletzt weil die vorgesehene Koopera­
t i o n mit den jeweiligen Arbeitsämtern i n dieser Frage während 
eines Großteils unserer Feldarbeit wegen ausstehender Klärun­
gen (unter anderem der als notwendig erachteten erneuten Bereit­
schaftserklärung der Betriebe, an der Untersuchung teilzunehmen) 
noch nicht i n vollem Umfang erfolgen konnte. 

Im Frühjahr 1980 fanden dann erste Besuche i n Großbetrieben, die 
nach unserer Kenntnis für eine der i n unserem Forschungsdesign 
vorgesehenen intensiven F a l l s t u d i e n i n Frage zu kommen schienen, 
s t a t t . Außerdem wurden erste Kontakte zu einigen Arbeitsämtern 
geknüpft. Bei den Betriebsbesuchen s t e l l t e sich heraus, daß der 
Großteil der ausgewählten Betriebe nach Art und V i e l f a l t der 
durchgeführten bzw. noch geplanten Maßnahmen für unsere Unter­
suchungszeile durchaus geeignet war. Außerdem zeigte sich l e t z t ­
l i c h i n a l l e n Fällen bei den Verantwortlichen die Bereitschaft, 
uns eine intensivere F a l l s t u d i e i n ihrem Unternehmen zu ermög­
liche n . 

Dieser Kooperationsbereitschaft ging allerdings i n mehreren Be­
trieben zunächst ausgeprägte Skepsis voraus. Erst durch eingehen­
de Diskussion über unser Anliegen und unsere geplante Vorgehensweise konnte dieses Hemmnis bese i t i g t werden* Durchweg wurde eine 
ausführliche Information i n geeigneter Form über die Ergebnisse 
der Begleitforschung sehr nachdrücklich gewünscht, teilweise 



könnte man auch sagen, sie wurde zur Voraussetzung der Zusammenarbeit gemacht. 

Ab Frühsommer 1980 standen uns auch erste Ergebnisse der 

anhand von Unterlagen der Bundesanstalt für Arbeit von Infratest Sozialforschung zusätzlich e r s t e l l t e n B e t r i e b s s t a t i s t i k 
1) 

zur Verfügung . 

Eine erste Durchsicht der Ergebnisse unsererseits zeigte, daß 
die Beteiligung der Klein- und Mittelbetriebe zwar im Hin­
b l i c k auf die Zahl der Betriebe und die der dort erfaßten 
Teilnehmer -? wie erwartet - weit unterproportional war, dennoch 
aber absolut gesehen sich eine erhebliche Zahl solcher Betrie­
be am Programm b e t e i l i g t e n . Da nun gerade dieser Bereich 
als bislang von der Forschung wie der öffentlichen Förderung 
stark vernachlässigt zu gelten hatte und andererseits erste 
Informationen anzeigten, daß gerade i n diesem Feld besonders 
interessante Wirkungen des Programms erwartet werden konnten, 
wurde beschlossen, das Design unserer Feldarbeit entsprechend 
zu modifizieren. 

War ursprünglich von intensiven Erhebungen und Analysen betrieb­
l i c h e r Rahmenbedingungen und b e t r i e b l i c h e r P o l i t i k i n wenigen am 
Programm b e t e i l i g t e n Großbetrieben mit komplexen Aktivitäten im 
Bereich der betrieblichen Qualifizierung ausgegangen worden, so 
wurde demgegenüber j e t z t vorgesehen, die Zahl dieser Intensiv-
fallstudienbetriebe zu reduzieren und s t a t t dessen i n insgesamt 

1) Erfaßt worden waren durch die Bundesanstalt folgende Merkmale: Art der durchgeführten Maßnahmen; Zahl der Teilneh­
mer i n den geförderten Maßnahmen; Wirtschaftsklasse des Be­
t r i e b s ; Betriebsgröße; Vorhandensein eines Betriebsrats; 
Stellungnahme des Betriebsrats zum Förderungsantrag; Ar­
beitsamtsbezirk. In die Auswertung einbezogen wurden durch 
Infratest sämtliche Anfang März 1980 p o s i t i v beschiedenen 
Förderungsanträge im Schwerpunkt 1. 



wesentlich größerer Zahl Untersuchungen i n kleineren und m i t t l e ­
ren Betrieben durchzuführen (vgl. dazu Tabelle 5 auf S.47 ). We­
gen des dort s u b s t a n t i e l l geringeren Erhebungsaufwandes durfte 
damit gerechnet werden, daß der Ertrag unserer Erhebungen je Be­
t r i e b bei weitem nicht proportional zur steigenden Zahl sinken 
würde. Insgesamt wurden dann Recherchen i n 31 Betrieben ange­
s t e l l t . 

Außerdem erwies sich eine regionale Schwerpunktbildung bei den zu 
untersuchenden Betrieben als sehr zweckmäßig. Maßgeblich hierfür 
war, daß dies eine wesentliche Reduzierung des Aufwandes (u.a. 
Reisezeiten und -kosten, Zahl der ebenfalls anzusprechenden Ar­
beitsämter) bedeutete, andererseits aber, wie erste inzwischen 
vorliegende Erhebungen über das Programm ( S t a t i s t i k der Bundes­
ans t a l t , Infratest-Grundauszählungen) zeigten, ohne Verzicht auf 
eine möglichst große V i e l f a l t von zu erfassenden Betrieben und 
Qualifizierungsmaßnahmen möglich war. 

Von den 31 in die ISF-Untersuchung einbezogenen Maßnahmebetriebe 
liegen acht im Ruhrgebiet, acht im Saarland und e l f in Ost­
bayern, und zwar in jeweils zwei unmittelbar benachbarten Arbeitsamtsbezirken. 

Neben den Untersuchungen i n Programmbetrieben waren auch Recher­
chen in nicht-programmgeforderten "Kontrollbetrieben" vorgesehen. 
Zwar erwies es sich im Zuge des Untersuchungsablaufs - vor allem 
wegen der notwendigen Ausweitung von Programmbetriebsfallstudien 
daß eine gewisse Reduzierung des Erhebungsaufwands bei den Kon-

1) . 
t r o l l b e t r i e b e n vorgenommen werden mußte . Durch Koordination un­
serer Arbeiten mit einem anderen am ISF laufenden Untersuchungs­
projekt über betriebliche Umstellungsmaßnahmen war es aber mög­
l i c h , den Bedarf an vergleichenden Recherchen für einige wichti­
ge Forschungsfragestellungen mit abzudecken, ohne den gegebenen 
Mittelrahmen unseres Projekts zu überschreiten. 
1) Vgl. dazu ISF: "Veränderungen der Arbeitsplanungen und Auswir­

kungen auf die z e i t l i c h e Struktur des Finanzbedarfs" vom 
7.10.1980. 



Einbezogen werden konnten Daten und Informationen aus insgesamt 
zehn nicht programmgeförderten Betrieben, die selbst technische 
und/oder arbeitsorganisatorische Umstellungsfälle durchgeführt 
hatten. Drei Betriebe gehörten zur Elektroindustrie, je zwei zu 
Maschinenbau, Straßenfahrzeugbau und Metallverarbeitung, sowie 
ein Betrieb zur Branche Feinmechanik/Optik. Zwei Betriebe hatten 
eine Beschäftigtenzahl zwischen 200 und 500, zwei zwischen 500 
und 1000, dre i zwischen 1000 und 5000 und zwei Betriebe über 
10.000 Beschäftigte. 

Schließlich war es auch möglich, für einzelne Fragestellungen be­
stimmte Programmbetriebe selbst für vergleichende Ermittlungen zu 
nutzen, indem aus einer Gegenüberstellung früherer (vor Programm­
beginn) und der programminduzierten Maßnahmen und P o l i t i k e n im 
selben Betrieb vergleichende Schlüsse gezogen wurden. Die Befunde 
aus den Kontrollrecherchen sind z.T. als implizites Hintergrund­
material, z.T. auch als e x p l i z i t e Darstellung i n den Kapiteln 
des Untersuchungsberichts eingearbeitet. 

2. Betriebszugang und Programmbetriebe 

Obwohl unsererseits ab Sommer 1980 nur noch Betriebe angesprochen 
wurden, die ihre Bereitschaft für die Begleitforschung zweifach 

1) . . . 
erklärt hatten , kam eine a v i s i e r t e Untersuchung durch das ISF 
in einigen Fällen nicht zustande. Dabei handelte es sich durchweg 
um kleinere Betriebe, die eine Zusammenarbeit aus terminlichen 
Gründen, wegen ständiger Arbeitsüberlastung oder wegen der 
Abwesenheit zuständiger Mitarbeiter als äußerst problematisch 
oder ganz unmöglich d a r s t e l l t e n . Ein I n s i s t i e r e n auf unserem Vor­
haben schien hier wenig erfolgversprechend und auch nicht erfor­
d e r l i c h . In den ausgewählten Regionen waren nämlich eine V i e l z a h l 
a l t e r n a t i v e r Betriebe vom Programm erfaßt worden, und die Kontakt­
aufnahme v e r l i e f i n der Regel im zweiten, spätestens aber im d r i t ­
ten Anlauf e r f o l g r e i c h . Wegen der vorgesehenen Gespräche wurden 

1) Zusammen mit der Antragsstellung wurde die Zustimmung zur Betei­
ligung an der wissenschaftlichen Begleitforschung eingeholt, 
später führte die Bundesanstalt für Arbeit eine zusätzliche 
Aktion durch, bei der die Betriebe nochmals ausdrücklich und 
f r e i w i l l i g einer Untersuchung zustimmten. 



stets die Geschäftsleitung (bzw. in größeren Betrieben d i e Personalabteilung) angesprochen und - soweit vorhanden - getrennt da­
von der Betriebsrat. Beide Seiten wurden g l e i c h z e i t i g von uns j e ­
weils darüber i n Kenntnis gesetzt, daß ein Kontakt auch mit der 
anderen Seite vorgesehen war. 

Die beiden genannten Gruppen s t e l l t e n auch stets unsere primären 
Gesprächspartner. Hinzu kamen (das g i l t vor allem für die größe­
ren Betriebe) Gespräche mit betrieblichen Vorgesetzten auf unter­
schiedlichen hierarchischen Ebenen (vom für Personal zuständigen 
Direktionsmitglied Über Hauptabteilungsleiter bis zum Vorarbei­
ter) , mit Vertretern der Ausbildungsabteilung, mit Mitarbeitern 
der Personalorganisation bzw. der Personalplanung usw. In einigen 
Betrieben wurden auch Gespräche mit Arbeitskräften geführt, die 
an Maßnahmen im Rahmen des Programms b e t e i l i g t waren, und zwar 
sowohl in Form von Einzelinterviews als auch in der Form von 
Gruppendiskussionen. Auf der Seite der Arbeitnehmervertretung 
waren die Gesprächspartner i n der Regel Betriebsratsvorsitzende 
bzw. deren S t e l l v e r t r e t e r ui>d i n größeren Unternehmen auch die 
für die jeweilige Abteilung zuständigen Betriebsratsmitglieder. 
In mehreren Betrieben wurde - meist gegen Ende unserer Untersu­
chung - eine zusammenfassende Gesprächsrunde veranstaltet, bei 
der i n der Regel mehrere von uns befragte Führungskräfte und Be­
triebsräte zusammen mit dem Projektteam des I n s t i t u t s noch off e ­
ne Fragen klärten und die Abwicklung des Programms und seine Be­
deutung für das untersuchte Unternehmen diskutierten. 

In a l l e n i n die Untersuchung einbezogenen Fällen haben wir ver­
sucht, durch umfassende Betriebsbegehungen uns ein B i l d über die 
Situation des Betriebes insgesamt sowie s p e z i e l l über die Ar­
beitsaufgaben und -umstände der geförderten Arbeitskräfte zu 

1) 
verschaffen. Außerdem wurde eine Vielzahl von besonderten i n ­
nerbetrieblichen Qualifizierungsveranstaltungen besucht (z.B. 
theoretischer und praktischer Unterricht insbesondere bei Fort-
1) Unter "besonderten" Qualifizierungsmaßnahmen verstehen wir 

3us der Produktion ausgegliederte Schulungsveranstaltungen 
(v g l . Drexel u.a. 1976). 



bildungs- und Umschulungsmaßnahmen, aber auch bei einigen "Sonsti­
gen Qualifizierungsgängen"). 

Die Dauer der Betriebskontakte v a r i i e r t e , entsprechend der Unter­
schie d l i c h k e i t der erfaßten Unternehmen und des Ausmaßes ihrer Be­
t e i l i g u n g am arbeitsmarktpolitischen Programm, von einmaligen, 
etwa halbtägigen Besuchen bis hin zu wiederholten mehrtägigen 
Kontakten, an denen dann bis zu drei wissenschaftliche Mitarbei­
t e r des Instituts g l e i c h z e i t i g b e t e i l i g t waren. 

Z i e l der Untersuchungen vor Ort war es stets , neben den unmittel­
bar mit dem Programm zusammenhängenden Aspekten die gesamte be­
t r i e b l i c h e Situation mitzurecherchieren. Dazu war es e r f o r d e r l i c h , 
nicht nur die Ergebnisse unserer Besuche systematisch auszuwer­
ten, sondern außerdem die zugänglichen sonstigen Informationen 
(Berichte i n der Tagespresse und aus Fachzeitschriften, Durchar­
beiten der uns von Betrieben zur Verfügung ges t e l l t e n Unterlagen 
usw.) zu nutzen. Bezogen auf einige Betriebe war es auch möglich, 
auf Erfahrungen, Kenntnisse und Materialien aus früheren Unter­
suchungen des In s t i t u t s zurückzugreifen. 

Das ISF hat i n insgesamt 31 Programmbetrieben rech e r i e r t . In die 
Förderung durch den Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms waren zum 
Zeitpunkt der Erstellung der Betriebsdatei bzw. B e t r i e b s s t a t i s t i k 
durch Infratest Sozialforschung (Anfang 1980) 1054 Betriebe ein­
bezogen. Zwischen diesem Zeitpunkt und März 1981 (Stichtag der 
letzten Auswertung der Bundesanstalt über die Beteiligung am Son­
derprogramm, die h i e r berücksichtigt werden konnte) st i e g aber 
die Zahl der bewilligten Qualifizierungszuschüsse noch um mehr 
als ein D r i t t e l von 22.603 auf 30.601. Daher dürfte sich auch die 
Zahl der geförderten Betriebe (diese Größe wird von der Bundes­
anstalt nicht unmittelbar erfaßt) nochmals erhöht haben. Es kann 
jedoch davon ausgegangen werden, daß dies eher i n unterpropor­
tionalem Umfang der F a l l war, weil teilweise bereits am Programm 
b e t e i l i g t e Betriebe erneut Anträge g e s t e l l t haben dürften. 

Es liegen "über Betriebe und Teilnehmer demnach Informationen von 
unterschiedlicher Aktualität vor, die außerdem die jeweiligen Ge-



samtheiten i n unterschiedlichem Umfang erfassen. Wir werden Uns 
im folgenden, wenn es sich um die Zahl der Betriebe handelt, stets 
auf die Infratest-Ergebnisse vom März 19 80 beziehen (vgl. dazu die 
Tabelle 1 auf S. 3 9t), während wir zum Vergleich nicht etwa die 
Teilnehmerzahlen vom selben Zeitpunkt, sondern die neuesten ver­
fügbaren Daten (Bundesanstalt für Arbeit vom März 19 81 (vgl. dazu 

Tabelle 2 auf S. 41)) heranziehen wollen. Der unterschiedliche 
Status der Daten i s t also im folgenden zu berücksichtigen. 

Einbezogen i n die ISF-Untersuchungen waren Betriebe aus dem "Ver­
arbeitenden Gewerbe", dem "Baugewerbe" und dem "Energie- und Bau­
sektor". Aus diesen Bereichen kommen etwa drei V i e r t e l der am 
Schwerpunkt 1 b e t e i l i g t e n Betriebe, die i h r e r s e i t s über 90 % der 
geförderten Teilnehmer an Qualifizierungsmaßnahmen beschäftigten. 
Der Dienstleistungsbereich wurde bewußt aus unseren empirischen 
Untersuchungen ausgeklammert, da seine Einbeziehung die Komplexi­
tät des Untersuchungsfeldes außerordentlich vergrößert hätte. Ge­
genüber den untersuchten Bereichen hebt sich der Dienstleistungs­
sektor nämlich durch erheblich unterschiedliche Rahmenbedingungen 
ab. Eine zugängliche Untersuchung auch dieses Komplexes mit qua­
l i t a t i v e n Instrumenten wäre innerhalb des vorgegebenen Rahmens 
dieser Untersuchung (man hätte nur einige wenige Unternehmensein­
heiten an S t e l l e solcher aus den einbezogenen Bereichen berück­
sichtigen können) nicht möglich gewesen, so daß sich die vorgenom­
mene Konzentration auf die genannten Sektoren anbot. 

Unter den untersuchten Betrieben gab es einen Schwerpunkt bei 
Stahl-, Leichtmetall- und Maschinenbau (insgesamt acht Betriebe 
mit Beschäftigtenzahlen von unter 50 bis über 5000) und im Bereich 
Steine, Erden und Bauhauptgewerbe mit fünf Betrieben ebenfalls 
sehr unterschiedlicher Größenordnung. Drei Betriebe gehörten zum 
Bekleidungsgewerbe, drei zur Eisen- und Stahlerzeugung, zwei zur 
Elektrotechnik und ebenfalls zwei zur Druck- und Vervielfälti­
gungsbranche. Weiter waren vertreten der Bergbau, die Chemische 
Industrie, Zinkerei und Stahlverformung, Schiffbau, EDV-Anlagen/ 
Büromaschinen, EBM-Waren sowie Nahrungs- und Genußmittel. 



Betrachtet man die vom ISF ausgewählten Betriebe nach dem Kriterium Betriebsgröße, so zeigt s i c h , daß trot z der oben angesproche­
nen Verlagerung des Schwerpunkts unserer Untersuchungen auf k l e i ­
nere (bis unter 100) und mittelgroße Betriebe (100 bis unter 1000 
Beschäftigte) diese Betriebstypen im Rahmen der Feldarbeit - ge­
messen an der Verteilung der insgesamt am Programm b e t e i l i g t e n 
Betriebe - weit unterrepräsentiert bleiben. Nur ca. ein V i e r t e l 
der von uns untersuchten Betriebe beschäftigte weniger als 100 Ar­
beitskräfte gegenüber etwa drei Fünftel der insgesamt am Schwer­
punkt 1 b e t e i l i g t e n Betriebe. Auf der anderen Seite gehörten nur 
ca. 10 % der geförderten Betriebe der Kategorie "mehr als 1000 Be­
schäftigte" an, während das bei gut einem D r i t t e l der vom ISF ein-

1) 
bezogenen Betriebe zutraf (vgl. Tabelle 1 auf S. 39) . Eine der­
artige Disproportionalität läßt sich allerdings bei einer Unter­
suchungsmethode, die sich stark auf Recherchen vor Ort stützt, 
praktisch kaum vermeiden: 

Die Einbeziehung von auch nur ca. 10 % der Betriebe mit unter 100 
Beschäftigten (ein Satz, der bei den Betrieben mit mehr als 1000 
Beschäftigten i n etwa von uns erreic h t wurde) hätte den Projekt­
rahmen bei weitem gesprengt. Mit einer derartig eindeutigen Ge­
wichtsverlagerung auf kleine und mittlere Betriebe wäre man auf 
der anderen Seite aber nur zu Informationen über eine r e l a t i v ge­
ringe Anzahl von Teilnehmern gelangt. Da nur insgesamt etwa 15 % 
der geförderten Teilnehmer i n Betrieben mit bis zu 100 Beschäftig­
ten arbeiteten, hätte man beispielsweise mit der Untersuchung von 

1) Zusätzlich i s t i n diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß 
die Beteiligung von Betrieben dieser Größenklassen am Programm 
bei weitem nicht i h r e r Bedeutung für die Gesamtwirtschaft i n 
den geförderten Regionen entspricht. Betriebe mit weniger als 
1000 Arbeitskräften beschäftigten 64 % der Erwerbsbevölkerung 
i n den Programmregionen. Aber Betriebe dieser Größenordnung 
beschäftigten nur 17 % a l l e r Arbeitskräfte i n den geförderten 
Betrieben insgesamt. 41 % der Erwerbsbevölkerung i n den Pro­
grammregionen arbeiteten i n Betrieben mit unter 100 Arbeits­
kräften, aber nur 3 % der Beschäftigten a l l e r insgesamt geför­
derten Betriebe kamen aus solchen Kleinbetrieben (vgl. Infra­
test 1980, Bd. 4 , S. 12 f ) . 



ca. 10 % der Betriebe mit unter 100 Beschäftigten (was 50 - 60 
Betriebsuntersuchungen bedeutet hätte) nur ca. 1,5 % der Teilneh­
mer (d.h. 450 Personen) einbezogen (vgl. dazu die Tabelle 3 auf 
S. 43 ;). 

Demgegenüber i s t es mit unserer Betriebsauswahl (bei Erfassung 
von ca. 3 % der Betriebe) gelungen, Informationen über etwa 12 % 
der Teilnehmer an betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen insge­
samt und sogar jeweils über ein V i e r t e l der an Umschulung und 
Fortbildung Beteiligten zu erhalten (vgl. dazu die Tabellen 4 und 7 
auf S.45/51). Außerdem gab es besonders i n den größeren von uns un­
tersuchten Betrieben - wiederum jeweils innerhalb der Bereiche Um­
schulung, Fortbildung und "Sonstige Qualifizierung" - eine große 
Zahl sehr unterschiedlicher Einzelmaßnahmen (bezogen auf Merkma­
le wie Qualifizierungsdauer, angestrebtes Q u a l i f i z i e r u n g s z i e l , 
erfaßte Arbeitskräftegruppen, Formen der Durchführung usw.). Das 
bedeutet, daß das gewählte Verfahren als ein Kompromiß zwischen 
der Erfassung einer zureichenden V i e l f a l t unterschiedlicher Be­
triebstypen einerseits und der Einbeziehung einer bedeutenden An­
zahl von Teilnehmern an Maßnahmen des arbeitsmarktpolitischen 
Programms andererseits zu verstehen i s t . 

Stark überrepräsentiert i n unserem Sample sind sowohl Betriebe, 
die neben der Beteiligung am Schwerpunkt 1 auch Maßnahmen im 
Schwerpunkt 2 des Sonderprogramms (Wiedereingliederung) durchführ­
ten - h i e r handelt es sich um 26 % gegenüber 10 % - bzw. die meh­
rere Maßnahmearten im Schwerpunkt 1 betrieben - dies war bei 
45 % gegenüber 20 % jeweils in der Grundgesamtheit der F a l l (vgl. 
d a z u Tabelle 6 auf S. 49). 

Auch bei dem Punkt "Vorhandensein eines Betriebsrats" ergaben sich 
erhebliche Abweichungen zwischen den vom ISF untersuchten und den 
insgesamt erfaßten Betrieben: 8 7 % der untersuchten Betriebe ver­
fügten über einen Betriebsrat gegenüber nur 53 % i n der Grundge­
samtheit. Auch dieser Sachverhalt läßt sich jedoch wiederum weit­
gehend mit der Größenklassenverteilung erklären: Bei den von uns 
untersuchten Betrieben ohne Betriebsrat handelte es sich durchweg 
um solche mit weniger als 500 Beschäftigten. Der A n t e i l der T e i l -



nehmer am arbeitsmarktpolitischen Programm, die aus Betrieben oh­
ne Betriebsrat kamen, beträgt bei uns nur ca. 2,5 %, während über 
13 % der im Schwerpunkt 1 insgesamt geförderten Teilnehmer aus Be­
trieben ohne Arbeitnehmervertretung kamen. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß i n dem vom ISF unter­
suchten Sample größere Betriebe überrepräsentiert waren. Durch un­
sere Betriebsauswahlkonzeption i s t es aber dennoch gelungen, auch 
aus einer nennenswerten Anzahl von kleineren und mittleren Betrie­
ben umfassendere Informationen über ihre Beteiligung am Programm 
einzuholen. In den vom ISF erfaßten Betrieben war jeweils eine 
überdurchschnittliche Zahl von Beschäftigten i n das Programm ein­
bezogen. Unter den Programmteilnehmern wiederum waren die an "an­
spruchsvolleren" Maßnahmen (wie Umschulung, Fortbildung) weit 
mehr,als a n t e i l i g zu erwarten, vertreten. Überdurchschnittlich 
häufig gab es weiter Betriebe mit großer Maßnahmenvielfalt, wäh­
rend Betriebe ohne Arbeitnehmervertretung r e l a t i v stark unterre­
präsentiert waren. 

Diese Ergebnisse sind nun natürlich keineswegs als rein zufällig 
anzusehen, sondern können - jedenfalls überwiegend - als Resultat 
einer d i f f e r e n z i e r t e n , verschiedene Gesichtspunkte berücksichti­
genden Auswahlstrategie angesehen werden, wie sie bei q u a l i t a t i v 
ansetzenden Verfahren unumgänglich i s t . Die bevorzugte Untersu­
chung eher großer Betriebe mit hohen Teilnehmerzahlen und unter­
schiedlich d i f f e r e n z i e r t e n Maßnahmen i m p l i z i e r t einerseits die 
Möglichkeit, mit vertretbarem Aufwand eine V i e l z a h l von Aufschlüs­
sen zu gewinnen, w i r f t aber andererseits auch die Frage nach der 
Gültigkeit bzw. Selektivität der gefundenen Ergebnisse auf. 

Repräsentativität der Resultate i n dem Sinne, wie sie etwa von 
der Demoskopie angestrebt wird, kann eine Untersuchungsmethode 
wie die unsere bei großen Grundgesamtheiten wie der h i e r vorge­
fundenen nicht beanspruchen. Dagegen kann a n v i s i e r t werden, mit 
H i l f e unserer Untersuchungen Bedingungszusammenhänge darzustellen 
und charakteristische Strukturen herauszuarbeiten, die zu bestimm­
ten Lösungsmustern geführt haben. Wenn sich dann i n anderen Fällen 
vergleichbare Problemkonstellationen konstatieren lassen, so wird 



es möglich, die Voraussetzungen anzugeben, unter denen entspre­
chende betriebliche P o l i t i k e n denkbar und zu erwarten wären. Um­
gekehrt sind damit Hinweise darauf zu gewinnen, welche Rahmenbe­
dingungen z.B. durch p o l i t i s c h e Interventionen geschaffen werden 
müßten, um als wünschenswert erachtete "Problemlösungen" zu i n i t i ­
ieren. 
















